
1005

Amtsblatt für Brandenburg

34. Jahrgang Potsdam, den 4. Oktober 2023 Nummer 39

4. Oktober 2023
39

Inhalt� Seite

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung

Einführung technischer Regelwerke für das Straßenwesen im Land Brandenburg -  
Merkblatt zur Anlage von Querungshilfen für Tiere und zur Vernetzung  
von Lebensräumen an Straßen (M AQ) - Ausgabe 2022 . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 	 1006

Landesamt für Umwelt

Wesentliche Änderung einer Anlage zur Haltung von Hennen in 15741 Bestensee  
und in 15749 Motzen . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 	 1006

Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb von drei Windkraftanlagen (WKA)  
in 15837 Baruth/Mark OT Groß Ziescht . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 	 1008

Wesentliche Änderung einer Biogasanlage in 15518 Steinhöfel . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 	 1010

Genehmigung für Errichtung und Betrieb von vier Windenergieanlagen 
in 16945 Meyenburg OT Schmolde . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 	 1011

Genehmigung für Errichtung und Betrieb einer Windenergieanlage 
in 16945 Meyenburg OT Schmolde . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 	 1012

Errichtung und Betrieb von elf Windenergieanlagen in 16909 Wittstock/Dosse OT Zootzen . .  .  .  . 	 1014

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 	 1015

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 	 1016

Ungültigkeitserklärung von Kriminaldienstmarken . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 	 1016



Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 39 vom 4. Oktober 20231006

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Einführung technischer Regelwerke 
für das Straßenwesen im Land Brandenburg

Merkblatt zur Anlage von Querungshilfen 
für Tiere und zur Vernetzung 

von Lebensräumen an Straßen 
(M AQ) - Ausgabe 2022

Runderlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung, 

Abteilung 4 - Nr. 9/2023 - Straßenbau 
Sachgebiet 12.4: 

Naturschutz und Landschaftspflege 
Vom 12. September 2023

Der Runderlass richtet sich an:

-	 die Straßenbaubehörde des Landes Brandenburg
-	 die Landkreise, die kreisfreien Städte sowie die kreisange- 

hörigen Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg.

Das „Merkblatt zur Anlage von Querungshilfen für Tiere und 
zur Vernetzung von Lebensräumen an Straßen (M AQ) - Aus-
gabe 2022“ wurde von der Forschungsgesellschaft für Stra-
ßen und Verkehrswesen (FGSV) nach Anhörung der Obers-
ten Straßenbaubehörden der Länder im Benehmen mit dem 
Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV), der 
Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) und dem Bundes-
rechnungshof aufgestellt. Das M AQ stellt den aktuellen Stand 
der Technik dar. Es werden verlässliche und rechtssichere 
Rahmenbedingungen und Vorgaben gegeben.

Das M AQ, Ausgabe 2022, stellt eine Fortschreibung und Aktua- 
lisierung des M AQ, Ausgabe 2008, dar. Die fortgeschriebenen In-
halte des „Merkblatt zum Amphibienschutz an Straßen (MAmS), 
Ausgabe 2000“ wurden integriert. Hierdurch wurde ein einheit-
lich aufgebautes Regelwerk zu Querungshilfen geschaffen, zu-
gleich wurden Dopplungen beider Merkblätter bereinigt.

Querungshilfen dienen der Vernetzung von Lebensräumen und 
der schadlosen Querung von Wildtieren über Straßen. Der Be-
wältigung von Zerschneidungswirkungen in den Planungsver-
fahren kommt eine besondere Bedeutung zu.

Die im M  AQ, Ausgabe 2022, beschriebenen Querungshilfen 
sind in ihrer Wirkungsweise belegt und als Vorkehrungen zur Ver-
meidung beziehungsweise Minderung der Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft beziehungsweise zur Sanierung von Zer-
schneidungswirkungen im bestehenden Straßennetz geeignet.

Das M AQ, Ausgabe 2022, stellt die verschiedenen Typen von 
Querungshilfen vor und erläutert Erfordernis, Lage, Dimen-
sionierung, Gestaltung und Einbindung der Maßnahmen. Zu-
dem werden Angaben zu den Leit- und Sperreinrichtungen und 
Hinweise zu weiteren Maßnahmen zur Reduzierung von Wild-

unfällen, zum Schutz von Tieren und zur Optimierung tech- 
nischer Bauwerke gegeben.

Die „Planungshinweise für Maßnahmen zum Schutz des Fisch-
otters und Bibers an Straßen im Land Brandenburg (Fischotter-
erlass), Ausgabe 2015“ wurden mit Runderlass des Ministeriums 
für Infrastruktur und Landesplanung, Abteilung 4  - Nr. 3/2016 
- Straßenbau - vom 15. März 2016 (ABl. S. 375) eingeführt. Der 
Fischottererlass enthält differenziertere Vorgaben für die Tier-
arten Fischotter und Biber.

Hiermit wird das M AQ, Ausgabe 2022, für den Bereich der 
Bundes- und Landesstraßen eingeführt. Dies gilt nicht für die in 
Kapitel 5.3 enthaltenen Vorgaben für Fischotter und Biber; hier 
ist grundsätzlich weiterhin der Fischottererlass anzuwenden. 
Für im Zuständigkeitsbereich der Landkreise, kreisfreien Städ-
te sowie der kreisangehörigen Städte und Gemeinden des Lan-
des Brandenburg liegende Straßen wird die Anwendung des 
M AQ, Ausgabe 2022, in Verbindung mit dem Fischottererlass 
empfohlen.

Der Runderlass des Ministeriums für Stadtentwicklung, Woh-
nen und Verkehr, Abteilung 5 - Nr. 19/2000 - Straßenbau - vom 
7. August 2000 zur Einführung des „Merkblatt zum Amphibien-
schutz an Straßen (MAmS), Ausgabe 2000“ (im Amtsblatt nicht 
veröffentlicht) wird aufgehoben.

Das M AQ, Ausgabe 2022, kann bezogen werden über:

FGSV Verlag GmbH, Wesselinger Straße 15 - 17, 50999 Köln.

Der Runderlass wird im Amtsblatt für Brandenburg ver-
öffentlicht und in das elektronische „Brandenburgische Vor-
schriftensystem“ (BRAVORS) unter der Internetadresse www. 
landesrecht.brandenburg.de eingestellt.

Dieser Erlass tritt mit seiner Veröffentlichung im Amtsblatt für 
Brandenburg in Kraft.

Wesentliche Änderung einer Anlage 
zur Haltung von Hennen in 15741 Bestensee 

und in 15749 Motzen

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 2. Oktober 2023

Der Firma Spreenhagener Vermehrungsbetrieb für Legehennen 
GmbH, Motzener Straße 111 in 15741 Bestensee wurde die Ge-
nehmigung nach §  16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) erteilt, eine Anlage zur Haltung von Hennen auf 
den in der nachfolgend zitierten Entscheidung genannten Grund-
stücken in der Motzener Straße 111 in 15741 Bestensee wesentlich 
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durch die Umstrukturierung der Legehennenbereiche L4 bis L6 
sowie der Errichtung und des Betriebes eines neuen Legehennen-
bereiches L2 und des Betriebes des L10 zu ändern. Die Kapazität 
der in Bodenhaltung mit Volierengestellen und belüftetem Kot-
band gehaltenen Hennen erhöht sich auf 595 000 Tierplätze.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbelehrung 
lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma Spreenhagener Vermehrungsbetrieb für Le- 
gehennen GmbH (im Folgenden: Antragstellerin), in 
15741 Bestensee, Motzener Straße 111 wird die

Genehmigung
erteilt, eine Anlage zum Halten von Hennen (Legehen- 
nenanlage) am Standort in

15741 Bestensee,
Motzener Straße 111,
Gemarkung Bestensee,
Flur 8, Flurstücke 94/1, 113/1, 115, 117, 120/2, 121/2, 
155/1, 156, 161, 166, 170/1, 188/2, 198/1, 309, 328, 329, 
330, 331, 332, 335, 347, 351, 354, 355, 356, 357, 358

Gemarkung Motzen,
Flur 2, Flurstück 226, 228
Flur 3, Flurstück 423

in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Berücksichtigung der unter 
Ziffer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu 
errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG die Bau-
genehmigung nach § 72 Abs. 1 der Brandenburgischen 
Bauordnung (BbgBO).

3.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

4.	 Für diese Entscheidung werden eine Verwaltungsgebühr 
sowie Auslagen in Höhe von insgesamt […] festgesetzt.

[…]

VII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Um-
welt mit Sitz in Potsdam erhoben werden.“

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Inhalts- und Neben-
bestimmungen erteilt.

In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen ent-
schieden worden.

Auslegung

Die Genehmigung nach BImSchG mit einer Ausfertigung der 
genehmigten Antragsunterlagen wird in der Zeit vom 5. Okto-
ber 2023 bis einschließlich 18. Oktober 2023

-	 im Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle 
Süd, Von-Schön-Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus,

-	 in der Gemeinde Bestensee, Eichhornstraße 4 - 5 im Bürger-
büro in 15741 Bestensee und

-	 in der Stadt Mittenwalde, Rathausstraße 8, im Bauamt in 
15749 Mittenwalde

öffentlich ausgelegt und kann dort während der Dienststunden 
von jedermann eingesehen werden.

Der Bescheid wird zeitgleich auf folgender Internetseite ver-
öffentlicht: https://www.uvp-verbund.de.

Da es sich um eine Anlage nach der Richtlinie 2010/75/EU 
über Industrieemissionen (IED) handelt, wird der Bescheid 
zeitgleich auch auf der Internetseite https://lfu.brandenburg.
de/info/genehmigungen-sued unter der Vorhaben-ID Süd 
G04417 veröffentlicht.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder per E-Mail: t12@lfu.
brandenburg.de angefordert werden.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam (Postfach 60 10 61, 14410 Potsdam; Telefax: 033201 
442-662) erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
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1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  2 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Geset-
zes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb 
von drei Windkraftanlagen (WKA) 

in 15837 Baruth/Mark OT Groß Ziescht

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 2. Oktober 2023

Der Firma K & M Wind KG, Kettelerstraße 22 in 48485 Neuen-
kirchen wurde die Genehmigung nach §  4 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem Grund-
stück in der Gemarkung Groß Ziescht, Flur 4, Flurstücke 135 
und 136 sowie Flur 5, Flurstück 36 drei WKA zu errichten und 
zu betreiben.

Die Genehmigung erging in Form eines Widerspruchsbescheids.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbelehrung 
lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma K & M Wind KG (im Folgenden: Antrag-
stellerin), Kettelerstraße 22 in 48485 Neuenkirchen wird 
die

Genehmigung

erteilt, drei Windkraftanlagen des Typs Vestas V112 3.3 MW  
auf dem Grundstück

in 15837 Baruth/Mark OT Groß Ziescht,
Gemarkung Groß Ziescht,
Flur 4, Flurstücke 135 und 136 sowie Flur 5 Flurstück 36

in dem unter II. und III. dieser Entscheidung beschrie- 
benen Umfang und unter Einhaltung der unter IV. ge-
nannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu errichten 
und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach §  13 BImSchG ins-
besondere folgende Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach §  72 Abs.  1 S.  1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) mit Zu-
lassung von 5 Abweichung gemäß § 67 BbgBO
i. V. m. § 6 Absatz 5 BbgBO (Reduzierung der Ab-
standsflächen)

-	 die Waldumwandlungsgenehmigung nach § 8 Abs. 1 
Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) für  
eine Fläche von 3,3 ha, im unter II. näher beschriebenen 
Umfang.

-	 die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung gemäß 
§ 17 Absatz 1 i. V. m. § 15 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) für die anteilige Errichtung der Zu-
fahrten außerhalb des B-Plans,

3.	 Die Zustimmung gemäß § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) 
wird erteilt.

4.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Zustellung dieses Bescheides Klage beim Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg, Hardenbergstraße 31, 
10623 Berlin schriftlich, in elektronischer Form oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichtes erhoben werden.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift 
erhoben wird, sollen der Klage nebst Anlagen so viele 
Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine 
Ausfertigung erhalten können.

Falls die Klage in elektronischer Form erhoben wird, sind 
die elektronischen Dokumente mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und 
Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Bin- 
nenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG  
(eIDAS-Verordnung) zu versehen. Sie ist bei der elektro- 
nischen Poststelle des Oberverwaltungsgerichts Berlin- 
Brandenburg über die auf der Internetseite https://www.
berlin.de/gerichte/oberverwaltungsgericht/service/egvp/ 
bezeichneten Kommunikationswege einzureichen. Die 
rechtlichen Grundlagen hierfür sowie die weiteren tech-
nischen Anforderungen sind unter der vorgenannten 
Internetseite abrufbar.“

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
in der Genehmigung (im Widerspruchsbescheid) aufgeführten 
Nebenbestimmungen erteilt.
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In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen ent-
schieden worden.

Auslegung

Die Auslegung der Entscheidung sowie der dazugehörigen er-
forderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Veröffent-
lichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit 
einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen wird in 
der Zeit vom 5. Oktober 2023 bis einschließlich 18. Oktober 
2023 über das länderübergreifende zentrale UVP-Internetportal 
unter https://www.uvp-verbund.de/ veröffentlicht.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von §  3 Ab-
satz 2 Satz 1 PlanSiG wird die Genehmigung nach Bundes-Im-
missionsschutzgesetz mit einer Ausfertigung der genehmigten 
Antragsunterlagen zeitgleich bei folgenden Behörden ausgelegt 
und kann dort während der Dienststunden von jedermann ein-
gesehen werden:

-	 Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus,

-	 Stadt Baruth/Mark, Ernst-Thälmann-Platz 4, Bürgerbüro, 
Zimmer 6 in 15837 Baruth/Mark.

Für Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unter-
lagen wird um eine vorherige Anmeldung während der Dienst-
stunden unter folgenden Kontaktdaten gebeten:

-	 Landesamt für Umwelt:
Telefon: 0355 4991-1421
oder E-Mail: t12@lfu.brandenburg.de,

-	 Stadt Baruth/Mark:
Telefon: 033704 97210.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid und 
seine Begründung bis zum Ablauf der Klagefrist von den Perso-
nen, die Einwendungen erhoben haben, beim Landesamt für Um-
welt, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Postfach 60 10 61 in 
14410 Potsdam schriftlich angefordert werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Zustellung dieses Bescheides Klage beim Oberverwaltungs-
gericht Berlin-Brandenburg, Hardenbergstraße 31, 10623 Berlin 
schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichtes erhoben 
werden.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben werden. Falls die Klage schrift-
lich oder zur Niederschrift erhoben wird, sollen der Klage nebst 
Anlagen so viele Abschriften beigefügt werden, dass alle Be-
teiligten eine Ausfertigung erhalten können.

Falls die Klage in elektronischer Form erhoben wird, sind die 
elektronischen Dokumente mit einer qualifizierten elektro- 
nischen Signatur im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 910/2014  
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 
über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elek- 
tronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung  
der Richtlinie 1999/93/EG (eIDAS-Verordnung) zu versehen. 
Sie ist bei der elektronischen Poststelle des Oberverwaltungs-
gerichts Berlin-Brandenburg über die auf der Internetseite https:// 
www.berlin.de/gerichte/oberverwaltungsgericht/service/egvp/ 
bezeichneten Kommunikationswege einzureichen. Die recht-
lichen Grundlagen hierfür sowie die weiteren technischen An-
forderungen sind unter der vorgenannten Internetseite abrufbar.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz  - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.  Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Arti-
kel 10 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  2 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Geset-
zes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd
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Wesentliche Änderung einer Biogasanlage 
in 15518 Steinhöfel

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 2. Oktober 2023

Die Firma MILSANA - Handels- & Produktionsgesellschaft 
mbH, Fürstenwalder Chaussee 1 in 15518 Steinhöfel beantragt die 
Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf den Grundstücken Fürstenwalder Chaussee 
1 in 15518 Steinhöfel in der Gemarkung Tempelberg, Flur 3, 
Flurstück 371 und in der Gemarkung Hasenfelde, Flur 1, Flur- 
stück 163 eine Biogasanlage wesentlich zu ändern (Az.: G01323).

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb eines weiteren Blockheizkraftwerkes, eines Gärrestlagers 
mit Zeltdach und eines Havarieschutzwalls. Ein bestehendes 
Gärrestlager soll zum Nachgärer umgerüstet werden. Die Durch-
satzkapazität der Einsatzstoffe wird von 99 Tonnen Rindergülle 
je Tag auf 135 Tonnen Rindergülle je Tag und 2 Tonnen Rinder-
mist je Tag erhöht. Die Feuerungswärmeleistung der Anlage wird 
von 1,892 Megawatt auf 2,69 Megawatt erhöht. Zudem wird 
die Erhöhung der Lagerkapazität von Gülle oder Gärresten von 
17 406 Kubikmeter auf 18 077 Kubikmeter beantragt.

Die Änderung ist der Nummer 8.6.3.1 GE in Verbindung mit 
den Nummern 1.2.2.2 V und 9.36 V des Anhangs 1 der Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) 
zuzuordnen. Zudem handelt es sich um die Änderung eines 
Vorhabens nach Nummer 8.4.2.1 A der Anlage 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der geänderten Anlage ist im September 
2024 vorgesehen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags und der dazu-
gehörigen erforderlichen Unterlagen sowie der entscheidungs-
erheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde 
im Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, werden einen 
Monat vom 11. Oktober 2023 bis einschließlich 10. Novem-
ber 2023 zeitgleich

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser 
Chaussee 50, Zimmer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) und

-	 im Amt Odervorland, Außenstelle Steinhöfel, Demnitzer 
Straße 7 in 15518 Steinhöfel

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von 
jedermann eingesehen werden.

Für Einsichtnahmen in die ausgelegten Unterlagen wird um 
eine vorherige Anmeldung während der Dienststunden unter 
folgenden Kontaktdaten gebeten:

-	 im Landesamt für Umwelt
unter der Telefonnummer 0335 60676-5182
oder per E-Mail: t13@lfu.brandenburg.de und

-	 im Amt Odervorland
unter der Telefonnummer 033607 897-59
oder per E-Mail: bauamt@amt-odervorland.de.

Die ausgelegten Unterlagen enthalten insbesondere die An-
lagen- und Betriebsbeschreibung, die Prognosen zu Geräusch-, 
Geruchs- und Stickstoffimmissionen, den Bericht zur Prüfung 
der Erforderlichkeit eines Ausgangszustandsberichtes sowie 
Angaben zur Umweltverträglichkeit.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 11. Oktober 2023 bis einschließlich 
11. Dezember 2023 unter Angabe der Vorhaben-ID G01323 
schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, Ge-
nehmigungsverfahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Pots-
dam oder beim Amt Odervorland, Außenstelle Steinhöfel, 
Demnitzer Straße  7 in 15518 Steinhöfel erhoben werden. 
Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, 
ob ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund 
dieser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine 
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Er-
örterungstermin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 23. Januar 
2024 um 10 Uhr im Besprechungsraum der Agrargesell-
schaft Müncheberg mbH, Fürstenwalder Straße  37 in 
15374 Müncheberg. Dieser Termin dient dazu, die rechtzeitig 
gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern, so-
weit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 
von Bedeutung sein kann. Dazu wird denjenigen, die Ein-
wendungen erhoben haben, Gelegenheit gegeben, ihre Ein-
wendungen gegenüber der Genehmigungsbehörde und dem 
Antragsteller zu erläutern. Kann die Erörterung an diesem Tag 
nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungstermin an den 
folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch 
bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erörtert werden.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.
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Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu 
geben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name 
und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht wer-
den, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Ge-
nehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind.

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 UVPG war für das be-
antragte Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen. 
Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungs-
verfahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vor-
gelegten Unterlagen sowie eigener Informationen. Im Ergebnis 
dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben ge-
nannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervor-
gerufen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz-
güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Vorhabensträger 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  2 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
von vier Windenergieanlagen 

in 16945 Meyenburg OT Schmolde

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 2. Oktober 2023

Der Firma Notus energy Plan GmbH & Co. KG, Parkstraße 1 in 
14469 Potsdam wurde die Genehmigung nach § 4 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt in der Gemarkung 
Schmolde, Flur  101, Flurstücke 16, 21, 27 und 24 vier Wind-
energieanlagen (WEA) zu errichten und zu betreiben.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbelehrung 
lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma Notus energy Plan GmbH & Co. KG (im Fol-
genden: Antragstellerin), Parkstraße 1 in 14469 Potsdam, 
wird die

Genehmigung

nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
erteilt, vier Windenergieanlagen (WEA) vom Typ VES-
TAS V162-5,6 MW auf den folgenden Grundstücken in 
16945 Meyenburg OT Schmolde, Gemarkung Schmolde:

WEA Flur Flur-
stück

ETRS-89/UTM Koordinaten, 
Zone 33N

Rechtswert Hochwert
01 101 16 320023 5906967
02 101 21 320322 5906580
03 101 27 319855 5906317
04 101 24 320363 5906095

in dem unter den Ziffern II. und III. dieser Entscheidung 
beschriebenen Umfang und unter Einhaltung der unter 
Ziffer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen 
zu errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach §  13 BImSchG ins-
besondere folgende Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach §  72 der Branden-
burgischen Bauordnung (BbgBO) mit der Zulassung 
einer Abweichung gemäß § 67 BbgBO von den Fest-
setzungen des § 6 Abs. 5 BbgBO (Reduzierung der 
Abstandsfläche von 0,4 H auf die Projektionsfläche 
des Rotors bzw. einen Radius von 81,10 m)

-	 die denkmalschutzrechtliche Erlaubnis gemäß §  9 
Absatz  1 des Brandenburgischen Denkmalschutz-
gesetzes (BbgDSchG)
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  2 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Geset-
zes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle West

3.	 Für diese Entscheidung werden eine Verwaltungsgebühr 
sowie Auslagen in einem separaten Gebührenbescheid 
festgesetzt.

VII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für 
Umwelt mit Sitz in Potsdam erhoben werden.“

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen ent-
schieden worden.

Auslegung

Die Auslegung der Entscheidung sowie der dazugehörigen er-
forderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Veröffent-
lichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit 
einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen wird in 
der Zeit vom 5. Oktober 2023 bis einschließlich 18. Oktober 
2023 über das länderübergreifende zentrale UVP-Internetportal 
unter https://www.uvp-verbund.de/ veröffentlicht.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von §  3 Ab-
satz 2 Satz 1 PlanSiG wird die Genehmigung nach Bundes-Im-
missionsschutzgesetz mit einer Ausfertigung der genehmigten 
Antragsunterlagen zeitgleich bei folgenden Behörden ausgelegt 
und kann dort während der Dienststunden von jedermann ein-
gesehen werden:

-	 Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz  1, Genehmigungsverfahrensstelle West, Seeburger 
Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 014, 14476 Potsdam OT Groß 
Glienicke,

-	 Amt Meyenburg, Freyensteiner Straße  42, Foyer, 
16945 Meyenburg,

-	 Stadtverwaltung Wittstock/Dosse, Heiligegeiststraße 19 - 23, 
Haus C, Zimmer C.3.09, 16909 Wittstock.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle West, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam schriftlich angefordert 
werden.

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
einer Windenergieanlage 

in 16945 Meyenburg OT Schmolde

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 2. Oktober 2023

Der Firma Windplan Schmolde GmbH, Bahnstraße  7 in 
19348 Pirow wurde die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt in der Gemarkung 
Schmolde, Flur  101, Flurstück 17 eine Windenergieanlage 
(WEA) zu errichten und zu betreiben.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbelehrung 
lauten:
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„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma Windplan Schmolde GmbH (im Folgenden: 
Antragstellerin), Bahnstr. 7 in 19348 Pirow, wird die

Genehmigung

nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)  
erteilt, eine Windenergieanlage (WEA) vom Typ ENER-
CON E-160, 5,5 MW auf dem Grundstück in 16945 Meyen-
burg, Gemarkung Schmolde, Flur 101, Flurstück 17, Rechts-
wert  320.434, Hochwert 5.907.086 (ETRS-89/UTM), in 
dem unter den Ziffern II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Einhaltung der unter IV. ge-
nannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu errichten und 
zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach §  13 BImSchG ins-
besondere folgende Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach §  72 Abs.  1 Satz  1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) mit Zu-
lassung einer Abweichung gemäß § 67 BbgBO i. V. m. 
§ 6 Abs. 5 BbgBO (Reduzierung der Abstandsfläche 
auf die Projektionsfläche beziehungsweise auf einen 
Radius von 83 m).

3.	 Das von der Gemeinde verweigerte Einvernehmen ge-
mäß § 36 Abs. 1 BauGB wird mit dieser Entscheidung 
gemäß § 36 Abs. 2 Satz 3 BauGB, § 71 BbgBO ersetzt. 
Die Genehmigung gilt zugleich als Ersatzvornahme im 
Sinne des §  116 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg.

4.	 Für die Kostenentscheidung zu dieser Entscheidung 
sowie die Festsetzung von Verwaltungsgebühren und 
Auslagen ergeht ein separater Gebührenbescheid.

VII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für 
Umwelt mit Sitz in Potsdam erhoben werden.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Auslegung der Entscheidung sowie der dazugehörigen er-
forderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Veröffent-
lichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit 
einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen wird 
in der Zeit vom 5. Oktober 2023 bis einschließlich 18. Ok-

tober 2023 auf der Internetseite des Landesamtes für Um-
welt Brandenburg unter https://lfu.brandenburg.de/info/ge-
nehmigungen-west veröffentlicht.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von §  3 Ab-
satz 2 Satz 1 PlanSiG wird die Genehmigung nach Bundes-Im-
missionsschutzgesetz mit einer Ausfertigung der genehmigten 
Antragsunterlagen zeitgleich bei folgenden Behörden ausgelegt 
und kann dort während der Dienststunden von jedermann ein-
gesehen werden:

-	 Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle West, Seeburger 
Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 014, 14476 Potsdam OT Groß 
Glienicke,

-	 Amt Meyenburg, Freyensteiner Straße  42, Foyer, 
16945 Meyenburg.

Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als bekannt 
gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Geset-
zes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle West
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Errichtung und Betrieb von elf Windenergieanlagen 
in 16909 Wittstock/Dosse OT Zootzen

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 2. Oktober 2023

Die Firma wpd Windpark Zootzen GmbH & Co. KG, Stephani-
torsbollwerk 3 in 28217 Bremen beantragt die Genehmigung nach 
§  4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den 
Grundstücken in der Gemarkung Zootzen, Flur 4, Flurstücke 10, 
16, 17, 22, 23 29/2, 33, 38, 40, 41, 42 und 48 sowie Flur 3, Flur-
stück 9 elf Windenergieanlagen zu errichten und zu betreiben.

Für das Vorhaben wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von elf Windenergieanlagen (Typ Nordex N149 5.X 
mit einer Nabenhöhe von 164 m, einem Rotordurchmesser von 
149 m und einer Nennleistung von je 5,7 MW). Der Antrag zur 
Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart wurde ge-
stellt.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer  1.6.2 V 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 1.6.2 A der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im 1. Quartal 2025 vor-
gesehen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazu-
gehörigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß §  3 Absatz  1 
Satz  1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19- 
Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine 
Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder-
lichen Unterlagen sind einen Monat vom 16. Oktober 2023 
bis einschließlich 15. November 2023 über das länderüber-
greifende zentrale UVP-Internetportal unter https://www.
uvp-verbund.de/ jederzeit und für jedermann einsehbar.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von §  3 Ab-
satz 2 Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag sowie 
die dazugehörigen erforderlichen Unterlagen zeitgleich bei 
folgenden Behörden ausgelegt und können dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden:

-	 Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz  1, Genehmigungsverfahrensstelle West, Seeburger 
Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 014, 14476 Potsdam OT Groß 
Glienicke,

-	 Stadt Wittstock/Dosse, Heiligegeiststraße 19 - 23, Haus C, 
Raum C3.10, 16909 Wittstock/Dosse.

Für Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unter-
lagen wird um eine vorherige Anmeldung während der Dienst-
stunden unter folgenden Kontaktdaten gebeten:

-	 Landesamt für Umwelt: Telefonnummer: 033201-442551 
oder per E-Mail: t11@lfu.brandenburg.de,

-	 Stadt Wittstock/Dosse: Telefonnummer: 03394-429210 
oder per E-Mail: stadtentwicklung@stadt-wittstock.de.

Es wurde ein Bericht zu den voraussichtlichen Umweltaus-
wirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht) vorgelegt, dieser ist 
Bestandteil der veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen.

Die veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen enthalten 
auch die Untersuchungen zur Prüfung der Umweltverträglich-
keit, insbesondere Angaben zu Schall und Schattenwurf, Aus-
wirkungen auf Avifauna, Fledermäuse, Wasser, FFH-Gebiete 
und eine naturschutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 16. Oktober 2023 bis einschließlich 15. De-
zember 2023 unter Angabe der Vorhaben-ID  039.00.00/20 
schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, 
Genehmigungsverfahrensstelle West, Postfach 60 10 61 in 
14410  Potsdam oder bei der Stadt Wittstock/Dosse, Postfach 
122, 16909 Wittstock/Dosse erhoben werden. Mit Ablauf dieser 
Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, 
ob ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund 
dieser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine 
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Er-
örterungstermin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 14. Februar 
2024 um 10 Uhr in der Max-Schmeling-Halle, Am Brink 3, 
16909 Wittstock/Dosse OT Seweko. Dieser Termin dient dazu, 
die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu 
erörtern, soweit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraus-
setzungen von Bedeutung sein kann. Dazu wird denjenigen, 
die Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit gegeben, ihre 
Einwendungen gegenüber der Genehmigungsbehörde und dem 
Antragsteller zu erläutern. Kann die Erörterung an diesem Tag 
nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungstermin an den 
folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch 
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bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erörtert werden.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu 
geben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name 
und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht wer-
den, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Ge-
nehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind.

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 

S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  2 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Geset-
zes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle West

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt 
oder wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk ein-
getragen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im 
Termin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten an-
melden. Er muss das Recht glaubhaft machen, wenn der An-
tragsteller bzw. Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst 
bei der Feststellung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt 
und bei der Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch 
des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit 
die Anmeldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt.

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 

aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den 
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der Ver-
steigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 30. November 2023, 10:00 Uhr
im Saal 302 des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müllroser 
Chaussee  55, 15236 Frankfurt (Oder) öffentlich versteigert 
werden: Eingetragen im Grundbuch von Berkenbrück

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE



Gemar- 
kung

Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart 
und Lage

Größe Blatt

Berken-
brück

3 626 Verkehrsfläche,
An der Eismiete

3.236 m2 776

Anschrift:	An der Eismiete, 15518 Berkenbrück
Nutzung:	� Verkehrsfläche, welche als Anliegerstraße genutzt 

wird

Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen

Polizeipräsidium Land Brandenburg

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstaus-
weis von Frau Sabrina Höfer, Dienstausweisnummer 205234, 
Kartennummer 1735, Farbe grau, ausgestellt am 04.10.2022 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt.

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Ungültigkeitserklärung von Kriminaldienstmarken

Polizeipräsidium Land Brandenburg

Die durch Verlust abhandengekommene Kriminaldienstmarke 
der Beamtin Diana Wustmann, Mitarbeiterin in der Polizei-
direktion Nord des Polizeipräsidiums des Landes Branden-
burg (bis zum 9. August 2020, seit 10. August 2020 bei der 
Hochschule der Polizei des Landes Brandenburg), Kriminal-
marken-Nr.: 2069, wird hiermit für ungültig erklärt.

Verkehrswert: 80.400,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 11.10.2019 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Az.: 3 K 8/19
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